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„Lassen Sie das unsere Sorge sein!“
B Z - I N T E R V I E W mit Christoph Blocher, Unternehmer und Politiker der Schweizerischen Volkspartei (SVP), über die Folgen der Zuwanderung für sein Land

SCHOPFHEIM. Christoph Blocher ist
nicht nur ein streitbarer und umstritte-
ner Politiker der Schweizerischen Volks-
partei, er ist auch ein erfolgreicher Unter-
nehmer. Er ist einer der Väter der Mas-
seneinwanderungsinitiative, die den Zu-
zug in die Schweiz begrenzen soll und
auch für Grenzgänger gilt. Auf Einladung
der Wirtschaftsjunioren diskutierte Blo-
cher unlängst bei der IHK Hochrhein-Bo-
densee zur Situation der Schweizer Wirt-
schaft und stellte sich den Fragen von
Bernd Kramer und Franz Schmider.

BZ: Herr Blocher, die Schweiz hat mehrere
bilaterale Verträge abgeschlossen mit der
EU, einer regelt die Personenfreizügigkeit.
Dem steht die Masseneinwanderungsiniti-
ative Ihrer Partei entgegen, die Obergren-
zen fordert. Beides geht nicht zusammen.
Wie kommt die Schweiz aus dieser Sack-
gasse wieder raus?
Blocher: Die ehemalige Masseneinwan-
derungsinitiative ist unterdessen ein von
Volk und Ständen beschlossener Verfas-
sungsartikel. Er verlangt eineÄnderungbe-
ziehungsweise Kündigung des Personen-
freizügigkeitsvertrages, wie es in diesem
Vertrag vorgesehen ist. Die Bundesverfas-
sung verlangt eine kontrollierte Zuwande-
rung, wie sie die Schweiz von 1970 bis
2007 hatte, und die Schweiz ist gut damit
gefahren. Der Bundesrat und sogenannte
Experten prognostizierten damals, die Zu-
wanderung durch die Personenfreizügig-
keit – das heißt Einwanderung minus Aus-
wanderung – werde höchstens 10000 pro
Jahr, aber gemäß den Erfahrungen in der
EU eher 8000 pro Jahr betragen. Die Reali-
tät ist anders: Pro Jahr sind 85000 gekom-
men! Das würde für das zehnmal größere
Deutschland 850000 pro Jahr bedeuten.
Das kann dieses kleine Land nicht verkraf-
ten und darum hat das Schweizer Volk ent-
schieden, die Zuwanderung wieder zu be-
grenzen.

BZ: Aber wie wollen Sie politisch aus die-
ser Situation rauskommen? Sie haben zwei
sich widersprechende Verträge, wenn man
so will, rechtsverbindliche Grundsätze.
Blocher: Es gilt die Bundesverfassung.
Der Personenfreizügigkeitsvertrag hat so-
wohl eine Verhandlungs- als auch eine
Kündigungsklausel. Brüssel will nicht ver-
handeln, also muss die Schweiz den Ver-
trag zur Personenfreizügigkeit kündigen.
Nun droht die EU, dass dann sechs weitere
Verträge ebenfalls gekündigt würden. Das
muss die Schweiz in Kauf nehmen. Aber
die EU-Länder werden eine Kündigung
nicht in Kauf nehmen. Sie glauben doch
nicht, dass Deutschland, Holland oder Itali-
en den Verkehrsvertrag kündigen, der ih-
nen die Durchfahrt durch die Schweiz ga-
rantiert. Wir bauen den Nachbarn gerade
zwei Eisenbahnlinien durch die Alpen, die

Durchfahrt kostet für sie 300 Franken pro
Lastwagen, bei Vollkosten von 900 Fran-
ken.Länderhandelnnicht gegen ihre Inter-
essen. Natürlich: Manager, Wirtschaftsver-
bände und Gewerkschaften in der Schweiz
wollen die Personenfreizügigkeit. Auch
wenn es für das Land selbst nicht tragbar
ist.

BZ: Sie sind selbst ein erfolgreicher Unter-
nehmer. Fürchten Sie nicht, dass, wenn die
Verträge gekündigt werden, auch Sie ein

Problem bekämen, etwa beim Zugang zum
EU-Binnenmarkt?
Blocher: Ich weiß, wovon ich rede. Wir
exportieren 96 Prozent unserer Waren, et-
wa die Hälfte in die EU. Ich würde nicht
von Problemen reden, aber es wäre alles et-
was schwieriger, aber keine Katastrophe.
Aber ich bin sicher, dass die EU die Verträ-
ge nicht kündigen wird – aus eigenem Inte-
resse. Zumal die Schweiz mehr aus der EU
importiert, als sie in die EU ausführt. Einen
solchen Kunden stößt man nicht vor den
Kopf.

BZ: Ihr Selbstbewusstsein in Ehren, aber
die großen Unternehmen in Basel wie auch
mittelständische Unternehmen beklagen
schon jetzt, wie schwer es sei, Fachkräfte
zu gewinnen, auch Forscher für die Basler
Chemie zum Beispiel. Ist die
Initiative nicht ein Brems-
klotz für die Schweizer Wirt-
schaft?
Blocher: Dass die Manager
jammern, kenne ich schon,
das haben sie auch 1992 ge-
tan, vor der Abstimmung
zum Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) als Vor-
stufe zum EU-Beitritt. Die

gleichen Manager haben vorausge-
sagt, die Schweiz würde bei einem
Nein verarmen. Und, was ist pas-
siert? Das Gegenteil. Klar: Für uns
Unternehmer ist es vorteilhafter,
aus 80 Millionen Europäern die
besten und die billigsten Mitarbei-
ter zu rekrutieren. Aus deren Sicht
kann ich das verstehen, aber als Po-
litiker muss ich mir das nicht zu ei-
gen machen. Nicht alles, was ein
Unternehmer will, ist auch volks-
wirtschaftlich richtig. Nun: Das
Schweizer Volk hat entschieden, es
muss gemacht werden, was be-
schlossen ist. In der Schweiz ist das
Schweizer Volk der Gesetzgeber.

BZ: Aber es hat sich auch für die bi-
lateralenVerträgeentschieden,das
war der Ausgangspunkt der Frage.

Blocher: Ja, es hat sich dafür entschieden.
Jetzt hat das Volk gesehen, es ist anderes als
versprochen herausgekommen, also ma-
chen wir es rückgängig, wie der Vertrag mit
der EU dies vorsieht. In der Schweiz ist –
anders als in Deutschland – das Volk obers-
ter Gesetzgeber. Der Vorteil der direkten
Demokratie ist, dass die Bürger das Heft in
der Hand haben und die Politiker nicht so
viel Unsinn machen können. Das hat der
Wirtschaft viel gebracht. Zum Beispiel
kann nur das Volk die Steuersätze ändern,

denn sie stehen in der Verfassung. Wir ha-
ben in der Schweiz einmal die Mehrwert-
steuer um nur 0,8 Prozent erhöht, be-
grenzt auf acht Jahre und zweckgebunden
für die Invalidenversicherung (eine Säule
der staatlichen Sozialversicherung; d.
Red.). Das Volk und die Mehrheit der Kan-
tone mussten dem zustimmen. Die Erhö-
hung wurde knapp gutgeheißen. In ande-
ren Abstimmungen wurden Steuererhö-
hungen abgelehnt. Warum? Die Bürger
wollen wissen, was mit dem Geld passiert
und selbst entscheiden. Es ist ihr Geld, was
ausgegeben wird. Deshalb sind bei uns die
Steuersätze auch niedriger als in anderen
Ländern.

BZ: Sie klingen so, als hätten die Leute an
derSpitze vonRocheoderNovartis, immer-

hin sehr erfolgreiche Unterneh-
men, keine Ahnung.
Blocher: Nein, ich glaube nur
nicht, dass die EU die anderen
sechs bilateralen Verträge kün-
digt. Und schauen Sie: Wenn Ro-
che oder Novartis heute die Spit-
zenforscher nicht nach Basel be-
kommen, die sie brauchen, dann
hat das mit der Personenfreizü-
gigkeit zu tun. Denn für diese

Firmen ist der Zugang beispielsweise zu
Amerika oder Asien erschwert. Und dieser
Zugang zu diesen Spezialisten wird immer
wichtiger.DieSchweiz ist einkleinesLand,
wir müssen darum weltoffen sein. Die Per-
sonen, die wir im Arbeitsprozess brau-
chen, sollen auch weiterhin kommen dür-
fen.

BZ: Zum Beispiel Mediziner? Von 30000
Ärzten in der Schweiz kommen 10000 aus
dem Ausland, knapp 6000 davon aus
Deutschland. Beim Pflegepersonal sieht es
ähnlich aus. Experten sagen, das Gesund-
heitswesenbricht zusammen,wennall die-
se Fachkräfte das Land verlassen.
Blocher: Wenn nicht mehr jedes Jahr
100000 Zuwanderer kommen, brauchen
wir auch nicht mehr so viele Ärzte oder
Lehrer. Aber Sie müssen sich auch keine
Gedanken machen über unser Gesund-
heitssystem. Lassen Sie das unsere Sorge
sein!

BZ: Na ja, Sie unterschlagen, dass die Aus-
bildung eines Arztes den Steuerzahler et-
wa 1,2 Millionen Franken kostet, bei 6000
deutschen Ärzten in der Schweiz sind das
mehrals siebenMilliarden,diedieSchweiz
an Ausbildungskosten gespart hat. Sie bil-
den weniger aus, als sie benötigen. Die
deutschen Steuerzahler zahlen die Ausbil-
dung, Sie holen die Ärzte dann ins Land.

Blocher: Wir holen die nicht, sie kom-
men. Wenn Sie die in Deutschland anbin-
den wollen, dann machen Sie das! Sie kom-
men, weil sie wollen. Unsere Hochschulen
sind auch überfüllt, weil sich sehr viele aus-
ländische Studierende an den Schweizer
Hochschulen ausbilden lassen.

BZ: Ein Gebiet, in dem sich die Schweiz
sehr protektionistisch verhält, ist die Land-
wirtschaft. Sie subventionieren die Pro-
duktion, sie schotten den Markt durch ho-
he Zölle ab. Der Schweizer Verbraucher
zahlt die Zeche über höhere Preise, weil er
nicht vom Wettbewerb profitiert.
Blocher: In puncto Subven-
tionen sind die EU-Länder
kein Vorbild. Aber die
Schweiz will durch die Land-
wirtschaft eine minimale Le-
bensmittelversorgung mit
gesunden Produkten erhal-
ten, die Vergandung des Bo-
dens (schweizerisch für: Ver-
buschung landwirtschaftli-
cher Nutzfläche, d.Red.) und
dieEntvölkerungderBergtäler verhindern.
Das ist mit vielen staatlichen Auflagen ver-
bunden. Mit der freien Marktwirtschaft al-
lein können Sie das nicht erreichen. Aber
was stört Sie das? Die Schweiz über-
schwemmt die Welt nicht mit billigen Nah-
rungsmitteln, sie hat einen Selbstversor-
gungsgrad von lediglich 40 Prozent.

BZ: Wie stehen Sie eigentlich zu dem ge-
planten Freihandelsabkommen TTIP zwi-
schen der EU und den USA?
Blocher: Wir haben etwa zehn Jahre mit
den Amerikanern verhandelt und die Ge-
spräche dann ohne Vertrag beendet. Die
USA und die Schweiz konnten sich vor al-
lem beim Urheberrecht und eben bei der

Landwirtschaftspolitik nicht verständigen.
Ich bin gespannt, wie die Verhandlungen
mit der EU ausgehen.

BZ: Die Masseneinwanderungsinitiative
will Beschränkungen für Grenzgänger.
Blocher: Es heißt dort nur, es müsse gere-
gelt werden. Und das ist auch richtig. Die
SVP ist der Meinung, dass die Fragen der
Grenzgänger und der Kontingente von den
Kantonen geregelt werden müssen. Denn
die Verhältnisse in Basel sind ganz andere
als im Tessin oder in Genf.

BZ: Sie betonen die Weltoffenheit, sagen
aber, dass Sie nur ins Land lassen, wer Ih-
nen nutzt. Wie passt das zusammen, der
hehre Grundsatz und das reine Nützlich-
keitsdenken? Gehört das zu den christlich-
abendländischen Werten, die wir gerade
verteidigen?
Blocher: Diese moralistische Auffassung
kann jeder haben – für sich selbst. Ich achte
die Meinung, man könne jedermann auf-
nehmen. Machen Sie das! Ich glaube nicht,
dass dies ein einziger Staat verkraftet.
Wenn wir Arbeit geben können, dann kön-
nen wir Leuten, die Arbeit suchen, Arbeit
geben. Aber eine freie Einwanderung in
den Sozialstaat ist nicht zielführend. Zu-
dem geben wir jedem Schutz, der an Leib
und Leben bedroht ist. Aber dieser Flücht-
lingsschutz wird auch unterlaufen. Wir
mussten Schengen/Dublin beitreten.

BZ: Sie mussten nicht.
Blocher: Doch! Auch dem hat das Volk zu-
gestimmt, weil man ihm versprach, es wür-
de dann praktisch keine Asylsuchende
mehr geben. Heute haben wir das Dreifa-
che.

BZ: Und das Volk hat zugestimmt.
Blocher: Ja, da hat es sich geirrt, also muss
man es wieder korrigieren.

BZ: Dabei hat das System für die Schweiz
nur Vorteile, denn das Land ist umgeben
von anderen Dublin-Staaten. Zu Ihnen
kommt also niemand.
Blocher: Das war die intellektuelle Be-
gründung. Aber es kann – wie fast alle Kon-

zepte der EU – nicht funktionie-
ren. Italien und andere Periphe-
riestaaten hätten die Außen-
grenze schützen müssen, sie ha-
ben es aber nicht gemacht. Sie
waren damit überfordert, und
das war abzusehen. Das ganze
System war von Anfang an eine
Fehlkonstruktion, es ist auch un-
gerecht. Und jetzt sind die Gren-
zen nicht mehr geschützt. Ich

messe Modelle nicht an den Ideen, son-
dern daran, ob es funktioniert.

BZ: Herr Blocher, Ihr Ururgroßvater ist aus
Württemberg in die Schweiz zugewandert.
Hat das der Schweiz geschadet?
Blocher: Er war kein Flüchtling, er war
eher ein Gastarbeiter, den man holte und
brauchte, auch wenn man das damals nicht
so genannt hat. Er kam vom pietistischen
Seminar in Beuggen bei Rheinfelden. Er
hat im Berner Oberland in einer sehr ar-
men Gemeinde die Schule aufgebaut. Nach
23 Jahren hat er dann das Bürgerrecht er-
worben.Dashat ihn immerhinzwei Jahres-
gehälter gekostet. Mein Bürgerrecht ist al-
so ziemlich viel wert.

Christoph Blocher F O T O S : R O B E R T B E R G M A N N

Der 75-Jährige hat nach einer landwirt-
schaftlichen Lehre das Abitur nachgeholt
und Jura studiert. Er begann in der
Rechtsabteilung der Ems-Chemie in
Domat/Ems, die er später kaufte. Sie
beschäftigt heute mehr als 2500 Mit-
arbeiter und erzielte 2014 einen Umsatz
von knapp zwei Milliarden Franken. Von
1977 bis 2003 war Blocher Präsident
der Schweizerischen Volkspartei (SVP)
im Kanton Zürich, von 1979 bis 2003
gehörte er dem Nationalrat an. Diesen
Posten musste er aufgeben, als er zum
Bundesrat (in die Regierung) gewählt

Z U R P E R S O N

CHRISTOPH BLOCHER wurde. Er wurde nach einer Amtszeit
2007 nicht wiedergewählt, unter ande-
rem, weil er stark polarisierte. Blocher
war Mitbegründer der Aktion für eine
unabhängige und neutrale Schweiz
(Auns), die den Kampf gegen den Beitritt
des Landes zum Europäischen Wirt-
schaftsraum 1992 erfolgreich führte.
Auf ihn gehen weitere Volksentscheide
(Minarettinitiative, Masseneinwande-
rungsinitiative) zurück. Er machte aus
der kleinen Bauernpartei SVP eine na-
tionalkonservative Volkspartei, die mit
knapp 30 Prozent als stärkste Kraft aus
der Wahl im Oktober hervorging. BZ

–
„In der Schweiz
ist das
Schweizer
Volk der
Gesetzgeber.“
–

–
„Dass
die Manager
jammern,
kenne ich
schon.“
–


